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ImneugewähltenBundestaghabennunVolksvertreter dieMehr-
heit, denenwirtschaftlicheund individuelle Freiheit, Selbstsorge
und Selbstverantwortung der Bürger suspekt sind. Stattdessen

setzen sie auf den fürsorgenden und umverteilenden Staat – auch
wenn er noch so verschuldet ist. Bereits imWahlkampf überboten
sich die großen Parteien, wer der bessere Vollstrecker sozialer Ge-
rechtigkeit sei.Wie auch immer die neue Regierung aussehenmag:
Das Pendel wird noch heftiger zugunsten der Gleichheit ausschla-
gen, und die Freiheit wird noch stärker in Bedrängnis geraten. Es
wird zukünftig darumgehen, obdieBürger zu-
gunsten der Gleichheit auf Freiheit verzichten
wollen oder umgekehrt denWert der Freiheit
höher schätzen und dafür Ungleichheit in
Kauf nehmen.
Überdie Jahrhunderte gingdieAngleichung

der hart erkämpften politischen Bürgerrechte
mit einer Angleichung sozialer Chancen im
Hinblick auf Erziehung, Einkommen und Ver-
sorgungeinher. Zugleicheröffneten sich für al-
le Bürger immer größere Chancen der Frei-
heit. Denn die Gleichheit des staatsbürgerli-
chen Status ist die Bedingung derMöglichkeit
der Freiheit eines jeden.Voraussetzung fürdie
Herausbildung der Persönlichkeit und die
Praxis eines eigenen Lebensplans ist die Frei-
heit eines jeden, zwischen verschiedenenOp-
tionen wählen zu können und sich von ande-
ren zu differenzieren. Die Gleichheit vor dem
Gesetz ist dabei Voraussetzung für soziale Dif-
ferenzierung. Diese rechtliche Gleichheit
schafft – so paradox das klingenmag – soziale
Ungleichheit und damit überhaupt erst die
Vielfalt und Pluralität der Lebensstile. Gerade
darin liegt die Voraussetzung für die Produkti-
vität und Innovationskraft einer Gesellschaft.
Uniformität und soziale Gleichheit würden hingegen Stillstand der
historischenEntwicklungbedeuten.
Ursprünglich bedeutete Gerechtigkeit schlichtweg die Durchset-

zung geltenden Rechts und die Rechtsgleichheit aller vor demGe-
setz. Das freiheitlich-demokratische Gemeinwesen sorgt im Rah-
men eines Gesellschaftsvertrags für die Chancengerechtigkeit aller
alsVoraussetzungdafür, die eigenePersönlichkeit auf je individuel-
leWeise entfalten zu können.
Seit dem 19. Jahrhundert veränderte sich diese Bedeutung. Ein-

zug hielt der Begriff der sozialen Gerechtigkeit, der sich fortan an
sozialerGleichheit imSinnevonErgebnisgleichheit orientierte. Für
diese sozialeGerechtigkeit sollte nunder Staat durchUmverteilung
sorgen. Das ist eine bemerkenswerte Verschiebung der Bedeutung
vonGleichheit undGerechtigkeit:Gingesursprünglich inderFran-

zösischenRevolutionumdieGleichheit derBürger vordemGesetz,
so verändert sich diese Forderung in Richtung einer Gleichheit der
tatsächlichenLebensverhältnisse.
Obwohl sich die Lebensbedingungen in unseren europäischen

Wohlfahrtsstaaten seit dem 19. Jahrhundert für alleMenschen fun-
damental verbessert haben, dieMenschen viel länger leben, weni-
ger arbeitenund insgesamtwohlhabender geworden sind, ertönen
die Rufe nach mehr sozialer Gerechtigkeit und Umverteilung wie-
der lauter. Trotzder Individualisierungsprozesse, diewir derwestli-

chenModerne seit derAufklärung verdanken,
und der Herausbildung der Zivilgesellschaft
ist die Vorstellung vom Staat als gütigem und
zugleich strengemVater offenbar immernoch
sehr beliebt. Er soll für Wohlstand und Ge-
sundheit seiner Kinder sorgen und ambesten
alle Güter gerecht und gleich unter ihnen ver-
teilen. Im Gegenzug zu seiner Wohltätigkeit
nehmen die Bürger dann auch seine erziehe-
rische Strenge und seine Wacht über die
Tugend inKauf.
Klarer Favorit bei den Bürgern – so die Er-

gebnisse des alljährlichen Freiheitsindexes
des John Stuart Mill Instituts – ist der betreu-
ende und kümmernde Staat, der im Unter-
schied zum liberalenStaat als gerechter,wohl-
habender, menschlicher und lebenswürdiger
angesehen wird. Zugleich hat die Skepsis ge-
genüber der Marktwirtschaft eine ganz neue
Dimension angenommen. Erstmalig glaubt
auch inWestdeutschlandeineknappe relative
Mehrheit von 43 Prozent der Bevölkerung,
Marktwirtschaft führe automatisch zu sozialer
Ungerechtigkeit. Es scheint also immer mehr
die Überzeugung verloren zu gehen, dass die-
seWirtschaftsformGrundlage fürFreiheit und

Wohlstand ist. Aber unsere bisherige Geschichte war gerade des-
halb so erfolgreich, weil sich wirtschaftliche, politische und indivi-
duelle Freiheit immer gegenseitig bedingenund vorantreiben.
Nachdemesnunauf bundespolitischer Ebeneumdie Freiheit so

schlecht bestellt ist,müssenneue Impulsedafür ausderZivilgesell-
schaft kommen.DasGegenteil vonPaternalismus ist Eigensinnund
Selbstsorge, aus denen neues Selbstvertrauen, Stolz und Würde
und damit neue Lebensqualität für den einzelnen Bürger er-
wachsenkönnen.All dies sindVoraussetzungen, umdieFreiheit zu
entfalten, neue Freiräume zu entdecken und sie auf dem Weg zu
Mündigkeit und Selbstbestimmung auszuloten. Eine Gesellschaft
ist lebendig und erfolgreich,wenn selbstbewusste und eigenwillige
Bürger ihre wirtschaftliche, politische und individuelle Freiheit zu
Lebensexperimentennutzen. n
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Freiheit in Bedrängnis
GESELLSCHAFT | Noch warten die Deutschen auf ihre neue Regierung – doch was sie von ihr erwarten,
ist klar: noch mehr Umverteilung und paternalistische Fürsorge, um die Lebensverhältnisse der Bürger
anzugleichen. Marktwirtschaft und Selbstverantwortung bleiben auf der Strecke. Von Ulrike Ackermann
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